Ergebnisprotokoll Arbeitsgruppe Menschen mit Behinderungen bei der Senatsverwaltung für Arbeit, Soziales, Gleichstellung, Integration, Vielfalt und Antidiskriminierung (SenASGIVA)
Am 05.12.2025, 13:30 bis 15:30 Uhr
Ort: Videokonferenz  
Teilnehmer*innen:
Böttcher, Bianca	SenASGIVA, Abteilung Arbeit und Berufliche Bildung
Braunert-Rümenapf, Christine	Landesbeauftragte für Menschen mit Behinderungen
Bürkner, Ariane	IQZ	
Conradi, Sabine	Gebärdensprachdolmetscherin	
Cypra, Susanna	SenASGIVA, Abteilung Soziales
Focke, Anke Lea	Bezirksbeauftragte für Menschen mit Behinderungen Marzahn-Hellersdorf	
Jawid, Maleka	SenASGIVA, Abteilung Integration und Migration
Kaup, Daniela	Bezirksbeauftragte für Menschen mit Behinderungen Lichtenberg
Klempka, Hilkje	IQZ
Koch, Stefan	HSBV
Kurbjeweit, Frieder	Deutsches Institut für Menschenrechte			
Metzing, Holger				Landesbeirat für Menschen mit								Behinderungen
Nehl, Theresa	SenASGIVA, Abteilung Frauen und Gleichstellung
Peth, Christian	Wohlfahrtsverband Der Paritätische
[bookmark: _Hlk216949279]Dr. Rehse, Catharina	SenASGIVA, Leitung der Abteilung Soziales
Roche, Jeanette	IQZ
Salzmann, Ann-Christine	SenASGIVA, Abteilung Arbeit und Berufliche Bildung	
Seerig, Thomas				Landesbeirat für Menschen mit								Behinderungen 
Steinseifer, Ulrike				Gebärdensprachdolmetscherin
Stenger, Birgit				Landesberat für Menschen mit								Behinderungen 
Streit, Steph					IQZ
Talbot, Friederike	SenASGIVA, Abteilung Vielfalt und Antidiskriminierung
Zander, Thomas				Landesbeirat für Menschen mit								Behinderungen
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TOP 1: Begrüßung
· Frau Dr. Rehse leitet die Sitzung und begrüßt die Teilnehmenden. 
· Das Protokoll der letzten Sitzung, die Tagesordnung sowie die Einladung wurden den Teilnehmenden am 21.11.2025 zugesandt.
TOP 2: Protokollkontrolle
· Das Protokoll der letzten Sitzung wird ohne Änderungswünsche angenommen. 
TOP 3: Schwerpunktthema der Abteilung Vielfalt und Antidiskriminierung -
Projekt "Inklusives Queeres Zentrum (IQZ)"
· Die Mitarbeitenden des Projekts, Steph Streit, Hilkje Kempka, Jeanette Roche und Ariane Bürkner stellen sich und das Beratungszentrum vor.
· Der Trägerverein Rad und Tat e.V. wurde 1989 gegründet, um Räume für ältere und behinderte Lesben zu schaffen und ein barrierefreies Kultur- und Beratungszentrum in Neukölln anzubieten. Heute ist der Verein Träger von Projekten, die weitere Problemlagen der Zielgruppen und der queeren Community insgesamt aufgreifen.
· Das Projekt "Inklusives Queeres Zentrum" entstand 2023 und richtet sich an queere Menschen, die von Ableismus betroffen sind. Es wird gefördert von der Landesstelle für Gleichbehandlung- gegen Diskriminierung (LADS).
· Ziel des Projekts ist es, Räume zu schaffen, in denen Menschen mit queerer Identität und Behinderungen gesehen und willkommen sind, sowie die Sensibilisierung innerhalb der queeren Community zu fördern. Intersektionalität wird dabei als wichtiges Konzept hervorgehoben, um die Überschneidungen von Behinderung und queerer Identität zu adressieren.
· Das IQZ fokussiert sich auf vier Hauptsäulen: Unterstützung beim Barriereabbau in queeren Projekten, Sensibilisierung und Wissensvermittlung, Vernetzung und Gremienarbeit sowie Angebote für queere, von Ableismus betroffene Menschen.
· Seit 2023 führt ein Team den Barriere-Check durch, das vor Ort Beratungen und Begehungen anbietet, um Barrieren zu identifizieren und Empfehlungen zur Verbesserung zu geben. Der Barriere-Check bietet queeren Projekten Unterstützung beim Abbau von Barrieren, basierend auf einem Kriterienkatalog. Es können auch Hilfsmittel wie Rampen, Rollstühle oder mobile Induktionsschleifen kostenlos ausgeliehen werden.
· Die Sensibilisierung und Wissensvermittlung findet u.a. statt durch Informationsstände, Referent*innentätigkeiten, Workshop-Angebote und Fachtage, Verweisberatung sowie die Teilnahme an Veranstaltungen.
· Ein Fokus wird gelegt auf die Sichtbarmachung und Vertretung der Intersektion Queerness und Behinderung in verschiedenen Gremien und Fachgruppen, wie z.B. dem Behindertenparlament, dem Landesbeirat für Menschen mit Behinderungen oder der Fachgruppe Queere Lebensweisen/Teilhabe. Eine Vernetzung auf bezirklicher und landesweiter Ebene wird aktiv betrieben, insbesondere durch gemeinsame Veranstaltungen und Projekte.
· Als konkrete Angebote für die Zielgruppe ist beispielsweise eine regelmäßige Austauschgruppe, die einmal im Monat online und zwei Mal jährlich vor Ort stattfindet, oder das Angebot „Inklusive Achtsamkeit“ zu nennen.
· Die Folienpräsentation des IQZ wird mit dem Protokoll versendet.
· Im Nachgang zu der Präsentation wird noch folgendes erörtert und auf Nachfragen eingegangen:
· Es gibt keine Handreichung zum Barriere-Check. Der Kriterienkatalog dafür wird im Einzelnen in einem persönlichen Beratungsgespräch durchgegangen. Es wird aber eine Art Handreichung für die Gestaltung von barrierefreien Webseiten geben.
· Die Benutzung der Begriffe „barrierefrei“ und „barrierearm“ wurde thematisiert. Für den Begriff „barrierearm“ gibt es im Gegensatz zu „barrierefrei“ keine DIN-Norm. Es ist oft nicht klar, was mit „barrierearm“ gemeint ist. Hilfreich wäre es, wenn alle Maßnahmen, die Barrieren abbauen, für alle Menschen ersichtlich wären. Frau Braunert-Rümenapf weist darauf hin, dass es wichtig und notwendig ist, dass an den Begriff der Barrierefreiheit bestimmte klare Vorgaben geknüpft sind, die sich auch gerichtlich durchsetzen lassen. Eine Aufweichung dieses Begriffes durch die Normalisierung des Begriffs „barrierearm“ unterläuft diese Durchsetzungsrechte und schafft Verwirrung. Ein Vorschlag ist stattdessen die Verwendung des Begriffs „Zugänglichkeiten“, dieser Begriff wird auch in der UN-BRK verwendet. 
· Der Kontakt zu Bewohnendenbeiräten von Menschen in besonderen Wohnformen sowie zu Frauenbeauftragten in Werkstätten für Menschen mit Behinderungen soll zukünftig intensiviert werden, um auch die Menschen dort zu erreichen.
TOP 4: Themen der Abteilung Frauen und Gleichstellung
· Frau Nehl berichtet von der guten personalen Ausstattung im Bereich von Maßnahmen gegen Gewalt gegenüber Frauen bei der SenASGIVA.
· Es gibt einen neuen bundesweiten Wegweiser Gewaltschutz für Menschen mit Behinderungen. Dieser kann unter folgendem Link aufgerufen werden: https://www.bmas.de/DE/Service/Publikationen/Broschueren/a715-wegweiser-gewaltschutz.html

TOP 5: Themen der Abteilung Soziales

· Landesfachstelle für Barrierefreiheit und angemessene Vorkehrungen

· Die Errichtung der Landesfachstelle erfolgt gemäß § 31 LGBG.
· Träger der Fachstelle ist der Verein Sozialhelden e.V., aktiv seit über 18 Jahren in Inklusion, Teilhabe und Barrierefreiheit.
· Die Fachstelle berät vor allem die Verwaltung, nachgeordnete Einrichtungen, Bezirke und Verbände, aber auch die Zivilgesellschaft und Unternehmen.
· Die Aufgaben umfassen die Beratung zu Barrierefreiheit und angemessenen Vorkehrungen, Informationssammlung, Aufbau eines berlinweiten Netzwerks, Workshops, Schulungen und Fachtage zur Bewusstseinsbildung.
· Zusammen mit der Koordinierungsstelle für barrierefreies Bauen und der Kompetenzstelle für digitale Barrierefreiheit bildet die Landesfachstelle für Barrierefreiheit das neue Kompetenznetzwerk Barrierefreiheit.
· Es soll eine enge Anbindung der neuen Fachstelle und des Kompetenznetzwerks an die AG MmB geben.

· Aktuelles zum Berliner Teilhabebericht

· Gemäß § 20 LBGB muss alle zwei Jahre ein Bericht über die Lebenslage von Menschen mit Behinderungen in Berlin erstellt werden.
· Der neue Teilhabebericht wird aktuell erstellt.
· Der Bericht basiert auf amtlichen Daten und Statistiken sowie einer Online-Befragung mit über 4500 auswertbaren Fragebögen, die eine robuste Stichprobe darstellen.
· Die Befragung ist abgeschlossen, die Daten liegen vor und werden derzeit ausgewertet. 
· Ein wissenschaftlicher Beirat begleitet den Prozess kritisch.
· Der Teilhabebericht soll im ersten Quartal 2026 veröffentlicht werden und wird dann auch in einer Sitzung der AG vorgestellt.


· Einführung der Vorhabenplanung in der AG MmB SenASGIVA

· Für 2026 ist die Einführung einer Vorhabenplanung im Rahmen der AG MmB vorgesehen.
· Durch die Vorhabenplanung soll die partizipative Arbeitsweise gestärkt und eine möglichst frühe Einbeziehung der Interessensvertretungen in Gesetzesvorhaben und Projekte sichergestellt werden.
· Hintergrund ist der bestehende Wunsch nach mehr Partizipation seitens der AG-Mitglieder und die bestehende Verankerung einer möglichst frühen Einbeziehung der Interessen von Menschen mit Behinderungen in alle relevanten Planungs- und Arbeitsprozesse.
· Dazu wurde eine Abfrage bezüglich geplanter Vorhaben an alle Abteilungen der SenASGIVA versendet. Wenn die Rückläufe vollständig sind, werden diese an die Mitglieder des Landesbeirates der AG MmB weitergeleitet und es kann entschieden werden, bei welchen Vorhaben eine Beteiligung erwünscht ist. Die angedachte Gründung einer extra Unter-AG ist dafür wahrscheinlich nicht notwendig, da dies beispielsweise in der Bildungsverwaltung nicht so gehandhabt wird.
· Herr Metzing berichtet kurz von der Vorhabenplanung in der Bildungsverwaltung. Er schlägt vor, dass den Interessensvertretungen alle Vorhaben zugesandt werden und dann entschieden wird, ob eine Beteiligung erwünscht ist und in welchem Format, also beispielsweise eine schriftliche Stellungnahme oder ein Fachaustausch. Nach Vorbild der Bildungsverwaltung könnten alle Vorhaben inklusive Stand der Beteiligung und Stand der Umsetzung in eine Excelliste eingetragen werden und regelmäßig aktualisiert sowie an die AG-Mitglieder versendet werden. Es wird noch einmal betont, wie wichtig eine frühzeitige Einbeziehung der Interessensvertretungen für eine partizipative Arbeitseise ist. Auch wenn Vorhaben noch nicht ganz spruchreif oder ausformuliert sind, sollte eine Einbeziehung bereits erfolgen.
· Alles, was die Vorhabenplanung betrifft, soll künftig über die Geschäftsstelle, Frau Cypra, laufen.
· Frau Dr. Rehse erklärt, dass sich die Struktur mit Schwerpunktthemen der Abteilungen bewährt hat und idealerweise zukünftig mit Vorhaben, bei denen eine Beteiligung stattfindet, korrespondiert.


TOP 6: Themen der Abteilung Integration und Migration
· Es wurden keine aktuellen Themen von Frau Jawid, Vertreterin der Abteilung, mitgebracht.
TOP 7: Themen der Abteilung Arbeit und Berufliche Bildung
· [bookmark: _Hlk218765035]Frau Böttcher berichtet, dass heute das Bündnis für Ausbildung im OTA-Ausbildungszentrum tagt. In diesem Rahmen ist es heute für interessierte Jugendliche auch möglich, sich das Ausbildungszentrum anzusehen. Dort können Jugendliche mit Behinderungen ausgebildet werden.
· Der Prozess zur Umsetzung der neuen Ausbildungsplatzumlage ist noch nicht abgeschlossen.
· Der Entwurf zur Endfassung der Fachkräftestrategie wird demnächst zur Mitzeichnung in die betreffenden anderen Senatsverwaltungen gegeben.
TOP 8: Aktuelles/Sonstiges
· Barrierefreiheit von Videokonferenzplattformen
· Herr Zander erklärt, dass Webex für ihn aufgrund der schlechten Bildqualität nicht geeignet ist. Für ihn wäre Zoom am besten geeignet, welches z.B. auch der Landesbeirat bei seinen Sitzungen benutzt. Auch die Plattform Big Blue Button ist für ihn keine Alternative.
· Frau Dr. Rehse teilt mit, dass Zoom seitens der Verwaltung wegen Datenschutzvorgaben nicht benutzt werden darf. Eventuell wäre es möglich, dass ein AG-Mitglied, welches nicht aus der Verwaltung kommt, die Videokonferenz mit Zoom einrichtet und die anderen Teilnehmenden zur Videokonferenz einlädt.
· Frau Stenger schlägt Herrn Zander vor, sich mit dem Problem an die Schlichtungsstelle und die Antidiskriminierungsstelle zu wenden.

· Persönliche Assistenz im Arbeitgebermodell
· Frau Stenger berichtet, dass das Abgeordnetenhaus am 03.12.2025 beschlossen hat, dass für die Assistenzkräfte im Arbeitgebermodell der gleiche Lohn entsprechend den bei Diensten angestellten Assistenzkräften gezahlt werden soll. 

· Teilnahme am bezirklichen Teilhabebeirat durch den Teilhabefachdienst Jugend
· Frau Kaup berichtet, dass in einem Bezirk trotz Einladung und den Bereich fachlich betreffenden Themen nie eine Vertretung des Teilhabefachdienst Jugend an den Sitzungen des Bezirksteilhabeirats teilnimmt. Die Frage aus dem betreffenden Bezirksteilhabebeirat ist nun, ob der Teilhabefachdienst Jugend zur Teilnahme am bezirklichen Teilhabebeirat verpflichtet ist. Die Frage soll noch einmal schriftlich an die Geschäftsstelle gesendet werden.

· [bookmark: _Hlk218771002]Stand Erstellung Flyer zu Gewaltschutz bei Fahrdiensten
· Frau Kaup fragt nach dem aktuellen Stand der Flyererstellung zum Gewaltschutz bei Fahrdiensten. Dieser wurde beim Berliner Teilhabebeirat angekündigt. Frau Cypra teilt dazu mit, dass es für die Erstellung der Broschüre einen Workshop mit Interessensvertretungen geben soll, zu dem durch Herrn Schwarz (Sozialverwaltung) und Frau Uelze (Bildungsverwaltung) eingeladen wird. Wann dieser Workshop stattfinden soll, ist leider nicht bekannt.

· Berliner Behindertenparlament/ Inklusionstaxis
· Frau Kaup berichtet kurz vom Parlamentstag des Berliner Behindertenparlaments am 29.11.2025. Dort waren auch die Inklusionstaxis Thema. Frau Kaup fragt nach einer aktuellen Liste mit allen Inklusionstaxis, da die ihr bekannte Liste teilweise veraltet ist. Frau Dr. Rehse ist nur die Liste auf der Webseite des LABO bekannt. Frau Braunert-Rümenapf gibt außerdem zu bedenken, dass wegen der Berechtigung, den Flughafen anfahren zu dürfen, viele Inklusionstaxis in Berlin nicht für die Zielgruppe verfügbar sind.
· Nachtrag zum Protokoll: 
Inklusionstaxis können über folgende Webseite bestellt werden: https://inklusionstaxi.de/kontakt/vermittlung-von-inklusionstaxis/
Außerdem wird mit dem Protokoll eine aktuelle Liste des LABO versendet, die über folgenden Link einsehbar ist: https://www.berlin.de/labo/mobilitaet/fahrerlaubnisse-personen-und-gueterbefoerderung/aktuelles/artikel.1445523.php
· Frau Braunert-Rümenapf schlägt vor, dass die Geschäftsstelle zukünftig einen Punkt „Wiedervorlage“ mit Antworten auf offene Fragen der letzten Sitzung für die Tagesordnung erstellt.

· Termine der AG Menschen mit Behinderungen 2026:
· 13. Februar 2026
· 24. April 2026
· 26. Juni 2026
· 02. Oktober 2026
· 04. Dezember 2026

Protokollantin: Susanna Cypra
